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Allgemeinverfügung der Stadt Marsberg vom 18.03.2020 zur Fort­
schreibung der Allgemeinverfügung vom 16.03.2020 zu weiteren 
kontaktreduzierenden Maßnahmen zur Begrenzung der Ausbreitung 
des Corona-Virus nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung 
von Infektionskrankheiten beim Menschen (lnfektionsschutzgesetz) 
Gemäß §§ 3 Abs. 1 Satz 1, 7 Absatz 3, 9 Absatz 1 Ordnungsbehördengesetz (OBG NRW) in 
Verbindung mit §§ 28 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infek­
tionskrankheiten beim Menschen (lnfektionsschutzgesetz- lfSG) wird zur Verhütung der 
Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen folgende Allgemeinverfügung zu­
nächst bis zum 19.April 2020 angeordnet: 

1. Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten wird für den Zeitraum von 14 Tagen nach 
Aufenthalt Betretungsverbote für folgende Bereiche erlassen: 
a) Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestel­

len, Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen, "Kinderbetreuung in besonderen 
Fällen", Schulen und Heime, in denen überwiegend minderjährige Personen be­
treut werden, sowie betriebserlaubte Einrichtungen nach§ 45 SGB VII (stationäre 
Erziehungshilfe) 

b) Krankenhäuser, Vorsorge-und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den 
Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrich­
tungen, Tageskliniken 

c) Stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe 
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• Alle Kneipen, Cafes, Bars, Clubs, Diskotheken, Theater, Kinos und Museen un-

abhängig von der jeweiligen Trägerschaft oder von Eigentumsverhältnissen ab 
dem 16.03.2020 

• Alle Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks und Anbieter von Freizeitakti­
vitäten (drinnen und draußen), Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen ab dem 
18.03.2020 

• Alle Fitness-Studios, Schwimmbäder und sogenannte "Spaßbäder", Saunen ab 
dem 16.03.2020 

• Spiel- und Bolzplätze ab dem 18.03.2020 
• Alle Angebote in Volkshochschulen, in Musikschulen, in sonstigen öffentlichen 

und privaten außerschulischen Bildungseinrichtungen ab dem 17.03.2020 
• Reisebusreisen ab dem 18.03.2020 
• Jeglicher Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen so­

wie alle Zusammenkünfte in Vereinen, Sportvereinen, sonstigen Sport- und Frei­
zeiteinrichtungen ab dem 17.03.2020 

• Spielhallen, Spielbanken und Wettbüros und ähnliche Einrichtungen ab dem 
16.03.2020 

• Gleiches gilt für Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnlichen Einrichtungen ab 
dem 16.03.2020. 

4. Der Zugang zu Angeboten der nachstehenden Einrichtungen ist ab dem 16.03.2020 
beschränkt und nur unter strengen Auflagen sowohl für den Innen- als auch den Au­
ßenbereich (Besucherregistrierung mit Kontaktdaten, Reglementierung der Besu­
cherzahl, kein Thekenbetrieb, Mindestabstände zwischen den Tischen von 2 Metern, 
Hygienemaßnahmen, Aushänge mit Hinweisen zur richtigen Hygienemaßnahmen 
etc.) gestattet: 

• Mensen, Restaurants und Speisegaststätten sowie Hotels für die Bewirtung von 
Übernachtungsgästen 

Restaurants und Speisegaststätten dürfen frühestens ab 6 Uhr öffnen und ha-
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tritts und zur Vermeidung von Warteschlangen zu treffen sind. 

9. Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken werden untersagt. 

10. Alle öffentlichen Veranstaltungen werden untersagt. Das schließt grundsätzlich auch 
Verbote für Versammlungen unter freiem Himmel wie Demonstrationen ein, die nach 
Durchführung einer individuellen Verhältnismäßigkeitsprüfung zugelassen werden 
können. Ausgenommen sind Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentli­
chen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfür- und -Vorsorge zu dienen be­
stimmt sind oder der Versorgung der Bevölkerung dienen (z. B. Wochenmärkte). 

Versammlungen zur Religionsausübung unterbleiben. Kirchen, Islam-Verbände und jüdische 
Verbände haben entsprechende Erklärungen abgegeben. 

Begründung: 
Diese Allgemeinverfügung erfolgt in Ergänzung des Erlasses des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales NRW vom 15.03.2020 zu weiteren kontaktreduzierenden Maß­
nahmen ab dem 16.03.2020,17.03.2020 und 18.03.2020 

Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festge­
stellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 
war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, soweit und solan­
ge es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist, § 28 Ab­
satz 1 Satz 1 lfSG. Unter diesen Voraussetzungen kann die zuständige Behörde gemäß§§ 
16 Abs. 1, 28 Absatz 1 Satz 2 1. Halbsatz lfSG Veranstaltungen oder sonstige Ansammlun­
gen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten. Ausgehend von der 
Gesetzesbegründung sind hiervon alle Zusammenkünfte von Menschen erfasst, die eine 
Verbreitung von Krankheitserregern begünstigen. Gemäß § 2 Nr. 1 lfSG sind Krankheitser­
reger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, 
Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, das bei Menschen eine 
Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich 
um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 lfSG. 



Hinsichtlich des Auswahlermessens ist nach dem Erlass grundsätzlich davon auszugehen, 
dass aufgrund aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbesondere der stark zuneh­
menden Ausbreitung von SARS-CoV-2 keine Schutzmaßnahmen getroffen werden können, 
die gleich effektiv, aber weniger eingriffsintensiv sind, als die Maßnahmen nicht durchzufüh­
ren. Laut Erlass reduziert sich das Auswahlermessen der zuständigen Behörden regelmäßig 
dahingehend, dass nur die Absage oder zeitliche Verschiebung bis zur Änderung der Ge­
fährdungslage und Aufhebung der getroffenen Maßnahmen in Betracht kommt. Nach dem 
Erlass hiervon ausgenommen sind notwendige Veranstaltungen, insbesondere solche, die 
der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfürsorge und 
-vorsorge zu dienen bestimmt sind. Zur Begründung verweist der Erlass auf die in kurzer 
Zeit rasante Verbreitung des Virus. Vor dem Hintergrund der dynamischen Entwicklung der 
SARS-CoV-E müssen weiterhin kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung, insbe­
sondere Verzögerung der Ausbreitungsdynamik ergriffen und Infektionsketten unterbrochen 
werden. Durch die durch diese Maßnahmen verlangsamte Weiterverbreitung des Virus kann 
die dringend erforderliche Zeit gewonnen werden, um im Interesse des Gesundheitsschutzes 
vulnerabler Personengruppen das Gesundheitssystem leistungsfähig zu halten. 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg (Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen, oder 
teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu Übertra­
gungen von Mensch zu Mensch kommen. Laut Erlass ist eine Vermeidung von nicht not­
wendigen Veranstaltungen angezeigt, um dem Ziel, die Ausbreitung des Virus durch konse­
quente soziale Distanzierung im täglichen Leben zu verlangsamen, näher zu kommen. 
Im Rahmen meiner Risikobewertung komme ich zu dem Ergebnis, dass bei der aktuellen 
Ausbreitungsgeschwindigkeit das Ziel einer Eindämmung nur erreicht werden kann, wenn 
vorübergehend jede Veranstaltung unabhängig von ihrer Personenzahl untersagt wird. Jeder 
nicht notwendige soziale Kontakt beinhaltet ein derart hohes Gefährdungspotential, so dass 
nur durch ein Verbot von Veranstaltungen eine Weiterverbreitung der Infektionen mit dem 
SARS-CoV-2 Virus in der Bevölkerung verhindert oder zumindest verlangsamt werden kann. 
Dem gegenüber sind keine ausreichenden Schutzmaßnahmen durch die Veranstalter mög­
lich, die gleich effektiv, aber weniger eingriffsintensiv sind, als eine Veranstaltung nicht 
durchzuführen. Die extrem hohen Risikofaktoren des Zusammentreffens von Personen bei 
Veranstaltungen, wie vor allem Dauer, Anzahl und Intensität der Kontaktmöglichkeiten sowie 



der unter 1. gegebenen Begründung ist es zur Gesundheitssicherung der Bevölkerung not­
wendig, das Verbot von Veranstaltungen um ein Verbot von weiteren Anlässen zu ergänzen, 
bei denen vergleichbar hohe Risikofaktoren existieren, wie z.B. des Zusammentreffens von 
Personen bei Veranstaltungen, wie vor allem Dauer, Anzahl und Intensität der Kontaktmög­
lichkeiten sowie die fehlende Rückverfolgbarkeit. 
Aufgrund der aktuellen Risikobewertung kann nur mit dieser Einschränkung sozialer Kon­
taktmöglichkeiten die dringend erforderliche Verzögerung des Eintritts von weiteren Infektio­
nen erreicht werden. Die Regelung orientiert sich an einer Reduzierung der sozialen Kon­
taktmöglichkeiten in Anlehnung an die Schutzbestimmungen an stillen Feiertagen. Ziel ist es, 
durch eine vorübergehende konsequente soziale Distanzierung die Ausbreitung des Virus im 
täglichen Leben zu verlangsamen. Die Maßnahmen sollen dazu beitragen, das Gesund­
heitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die Behandlung von 
Erkrankten sowie sonstigen Krankheitsfällen bereithalten zu können. Damit wird auch Zeit 
gewonnen, Therapeutika und Impfstoffe zu entwickeln. 
Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist das zeitlich befristete Verbot nicht nur zur Gefah­
renabwehr geeignet, sondern auch erforderlich und verhältnismäßig. Zwar werden die 
Grundrechte der Artikel 2, Absatz 2, Satz 2, 12 Abs. 1, 14 Abs. 1, Artikel 8 Grundgesetz in­
soweit eingeschränkt. Die Maßnahme ist in Anbetracht der vorrangigen Interessen der Ge­
sundheitssicherung der Bevölkerung, insbesondere der besonderen Risikogruppen, gerecht­
fertigt. 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i. V. m. § 
16 Abs. 8 lfSG. Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung. 

Die Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung ergibt sich aus § 75 Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 3 lfSG. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe schrift­
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim Verwaltungsgericht 
in 59821 Arnsberg, Jägerstraße 1 Klage erhoben werden. 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektroni-
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